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RESOLUTION 57/204 

Verabschiedet auf der 77. Plenarsitzung am 18. Dezember 2002, ohne Abstim-
mung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/57/556/Add.2 und Corr.1-3, Zif-
fer 127)350. 

57/204.  Menschenrechte und kulturelle Vielfalt 

 Die Generalversammlung, 

 unter Hinweis auf die Allgemeine Erklärung der Menschen-
rechte351, den Internationalen Pakt über wirtschaftliche, soziale 
und kulturelle Rechte352 und den Internationalen Pakt über bür-
gerliche und politische Rechte352 sowie die anderen einschlägi-
gen Menschenrechtsübereinkünfte, 

 sowie unter Hinweis auf ihre Resolutionen 54/160 vom 
17. Dezember 1999 und 55/91 vom 4. Dezember 2000 und fer-
ner unter Hinweis auf ihre Resolutionen 54/113 vom 
10. Dezember 1999 und 55/23 vom 13. November 2000 über 
das Jahr des Dialogs zwischen den Kulturen, 

 feststellend, dass zahlreiche Rechtsinstrumente innerhalb 
des Systems der Vereinten Nationen die kulturelle Vielfalt so-
wie die Erhaltung und Weiterentwicklung der Kultur fördern, 
insbesondere die Erklärung über die Grundsätze der internatio-
nalen kulturellen Zusammenarbeit, die am 4. November 1966 
von der Generalkonferenz der Organisation der Vereinten Na-
tionen für Bildung, Wissenschaft und Kultur auf ihrer vierzehn-
ten Tagung verabschiedet wurde353, 

 Kenntnis nehmend von dem Bericht des Generalsekretärs354, 

 erfreut darüber, dass die Globale Agenda für den Dialog 
zwischen den Kulturen mit ihrer Resolution 56/6 vom 
9. November 2001 verabschiedet wurde, 

 sowie erfreut über den Beitrag, den die vom 31. August bis 
8. September 2001 in Durban (Südafrika) veranstaltete Welt-
konferenz gegen Rassismus, Rassendiskriminierung, Fremden-
feindlichkeit und damit zusammenhängende Intoleranz zur 
Förderung der Achtung der kulturellen Vielfalt leistete, 

 ferner erfreut über die Allgemeine Erklärung zur kulturellen 
Vielfalt der Organisation der Vereinten Nationen für Bildung, 
 
350 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde im Ausschuss 
eingebracht von: Afghanistan, Ägypten, Algerien, Aserbaidschan, Äthio-
pien, Bahrain, Bangladesch, Benin, Bosnien und Herzegowina, Burkina Fa-
so, China, Demokratische Republik Kongo, Dominikanische Republik, 
Dschibuti, Ecuador, El Salvador, Eritrea, Indien, Indonesien, Irak, Iran (Is-
lamische Republik), Kambodscha, Kamerun, Katar, Kenia, Kongo, Kuba, 
Kuwait, Libanon, Libysch-Arabische Dschamahirija, Malaysia, Marokko, 
Mauretanien, Myanmar, Nicaragua, Oman, Pakistan, Saudi-Arabien, Sene-
gal, Sierra Leone, Somalia, Sri Lanka, Sudan, Suriname, Swasiland, Syri-
sche Arabische Republik, Thailand, Vereinigte Arabische Emirate, Vereinig-
te Republik Tansania und Vietnam. 
351 Resolution 217 A (III). 
352 Siehe Resolution 2200 A (XXI), Anlage. 
353 Siehe Organisation der Vereinten Nationen für Bildung, Wissenschaft 
und Kultur, Records of the General Conference, Fourteenth Session, Paris, 
1966, Resolutions. 
354 A/57/311 und Add.1. 

Wissenschaft und Kultur355, die zusammen mit ihrem Aktions-
plan356 am 2. November 2001 durch die Generalkonferenz der 
Organisation der Vereinten Nationen für Bildung, Wissenschaft 
und Kultur auf ihrer einunddreißigsten Tagung verabschiedet 
wurde und in der die Mitgliedstaaten das System der Vereinten 
Nationen und die anderen in Betracht kommenden zwischen-
staatlichen und nichtstaatlichen Organisationen baten, mit der 
Organisation der Vereinten Nationen für Bildung, Wissenschaft 
und Kultur bei der Förderung der in der Erklärung und in ihrem 
Aktionsplan festgelegten Grundsätze zusammenzuarbeiten, mit 
dem Ziel, die Synergie der Maßnahmen zu Gunsten der kultu-
rellen Vielfalt zu verstärken, 

 erneut erklärend, dass alle Menschenrechte allgemein gültig 
und unteilbar sind, einander bedingen und miteinander ver-
knüpft sind, dass die internationale Gemeinschaft die Men-
schenrechte weltweit in gerechter und gleicher Weise, auf der-
selben Grundlage und mit demselben Nachdruck behandeln 
muss und dass es, obschon die Bedeutung nationaler und regio-
naler Besonderheiten und unterschiedlicher historischer, kultu-
reller und religiöser Voraussetzungen im Auge zu behalten ist, 
die Pflicht der Staaten ist, ohne Rücksicht auf ihre jeweilige 
politische, wirtschaftliche und kulturelle Ordnung alle Men-
schenrechte und Grundfreiheiten zu fördern und zu schützen, 

 in der Erkenntnis, dass die kulturelle Vielfalt und das Stre-
ben aller Völker und Nationen nach kultureller Entwicklung ei-
ne Quelle der gegenseitigen Bereicherung des kulturellen Le-
bens der Menschen darstellt, 

 unter Berücksichtigung dessen, dass eine Kultur des Frie-
dens die Gewaltlosigkeit und die Achtung vor den Menschen-
rechten aktiv fördert und die Solidarität zwischen den Völkern 
und Nationen und den Dialog zwischen den Kulturen stärkt, 

 in dem Bewusstsein, dass alle Kulturen und Zivilisationen 
einen gemeinsamen Katalog universeller Werte teilen, 

 sowie in dem Bewusstsein, dass die Förderung der Rechte 
indigener Bevölkerungsgruppen und ihrer Kulturen und Tradi-
tionen zur Achtung und Erhaltung der kulturellen Vielfalt aller 
Völker und Nationen beitragen wird, 

 die Auffassung vertretend, dass Toleranz für kulturelle, eth-
nische, religiöse und sprachliche Vielfalt sowie Dialog inner-
halb der Kulturen und zwischen ihnen eine wesentliche Voraus-
setzung für Frieden, Verständnis und Freundschaft zwischen 
Einzelpersonen und Völkern sind, die verschiedenen Kulturen 
und Nationen der Welt angehören, während Ausprägungen von 
kulturellen Vorurteilen, Intoleranz und Fremdenfeindlichkeit 
gegenüber verschiedenen Kulturen und Religionen überall auf 

 
355 Organisation der Vereinten Nationen für Bildung, Wissenschaft und 
Kultur, Records of the General Conference, Thirty-first Session, Paris, 
15 October-3 November 2001, Vol. I: Resolutions, Kap. V, Resolution 25, 
Anlage I. 
356 Ebd., Anlage II. 
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der Welt zu Hass und Gewalt zwischen den Völkern und Natio-
nen führen, 

 anerkennend, dass jede Kultur eine Würde und einen Wert 
besitzt, die Anerkennung, Achtung und Erhaltung verdienen, 
sowie in der Überzeugung, dass alle Kulturen angesichts ihrer 
reichen Vielfalt und Diversität und ihrer wechselseitigen Beein-
flussung Teil des gemeinsamen Erbes aller Menschen sind, 

 in der Überzeugung, dass die Förderung des kulturellen 
Pluralismus, der Toleranz gegenüber den verschiedenen Kultu-
ren und Zivilisationen und des Dialogs zwischen ihnen einen 
Beitrag zu den Anstrengungen leisten kann, die alle Völker und 
Nationen unternehmen, um ihre Kulturen und Traditionen 
durch einen sich gegenseitig befruchtenden Austausch von 
Wissen und geistigen, sittlichen und materiellen Errungenschaf-
ten zu bereichern, 

 1. bekräftigt, wie wichtig es ist, dass alle Völker und Na-
tionen ihr kulturelles Erbe und ihre kulturellen Traditionen in 
einem nationalen und internationalen Klima des Friedens, der 
Toleranz und der gegenseitigen Achtung pflegen, weiterentwik-
keln und erhalten; 

 2. begrüßt die Verabschiedung der Millenniums-
Erklärung der Vereinten Nationen vom 8. September 2000357, 
in der die Mitgliedstaaten unter anderem die Auffassung vertre-
ten, dass die Toleranz zu den unverzichtbaren Grundwerten in 
den internationalen Beziehungen des 21. Jahrhunderts gehört 
und dass sie die aktive Förderung einer Kultur des Friedens 
und des Dialogs zwischen den Kulturen umfassen soll, in der 
die Menschen einander in der gesamten Vielfalt ihrer Glau-
bensüberzeugungen, Kulturen und Sprachen achten und in der 
die Unterschiede innerhalb der Gesellschaften und zwischen 
ihnen weder gefürchtet noch unterdrückt, sondern vielmehr als 
kostbares Gut der Menschheit geschätzt werden; 

 3. erkennt an, dass jeder Mensch das Recht hat, am kul-
turellen Leben teilzuhaben und die Vorteile wahrzunehmen, die 
sich aus dem wissenschaftlichen Fortschritt und seinen Anwen-
dungen ergeben; 

 4. bekräftigt, dass die internationale Gemeinschaft da-
nach streben sollte, den Herausforderungen und Chancen der 
Globalisierung in einer Weise zu begegnen, die die Achtung der 
kulturellen Vielfalt aller Menschen gewährleistet; 

 5. bekundet ihre Entschlossenheit, die kulturelle Homo-
genisierung im Kontext der Globalisierung durch verstärkten 
interkulturellen Austausch im Zeichen der Förderung und des 
Schutzes der kulturellen Vielfalt zu verhindern und zu mildern; 

 6. bekräftigt, dass der interkulturelle Dialog das gemein-
same Verständnis der Menschenrechte wesentlich bereichert 

 
357 Siehe Resolution 55/2. 

und dass aus der Förderung und dem Ausbau der internationa-
len Kontakte und der Zusammenarbeit auf kulturellem Gebiet 
wichtige Vorteile gezogen werden können; 

 7. begrüßt es, dass die Weltkonferenz gegen Rassismus, 
Rassendiskriminierung, Fremdenfeindlichkeit und damit zu-
sammenhängende Intoleranz die Notwendigkeit anerkannt hat, 
die Vorteile der Vielfalt innerhalb und zwischen allen Nationen 
zu achten und bestmöglich zu nutzen, wenn sie gemeinsam am 
Aufbau einer harmonischen und ertragreichen Zukunft arbeiten, 
indem sie Werte und Grundsätze wie Gerechtigkeit, Gleichstel-
lung und Nichtdiskriminierung, Demokratie, Fairness und 
Freundschaft, Toleranz und Respekt innerhalb von und zwi-
schen Gemeinwesen und Nationen praktisch verwirklichen und 
fördern, insbesondere durch öffentliche Aufklärungs- und Bil-
dungsprogramme, um das Bewusstsein und das Verständnis für 
die Vorteile der kulturellen Vielfalt zu fördern, namentlich Pro-
gramme, bei denen die Behörden Partnerschaften mit interna-
tionalen und nichtstaatlichen Organisationen sowie anderen 
Teilen der Zivilgesellschaft eingehen; 

 8. erkennt an, dass die Achtung der kulturellen Vielfalt 
und der kulturellen Rechte aller Menschen den Pluralismus der 
Kulturen verstärkt und so zu einem breiteren Austausch von 
Wissen und zu einem besseren Verständnis der kulturellen Vor-
aussetzungen beiträgt, die Anwendung und Ausübung der all-
gemein akzeptierten Menschenrechte überall auf der Welt för-
dert und weltweit den Aufbau stabiler freundschaftlicher Be-
ziehungen zwischen den Völkern und Nationen begünstigt; 

 9. betont, dass die Förderung des kulturellen Pluralismus 
und der Toleranz auf nationaler, regionaler und internationaler 
Ebene wichtig ist, um eine stärkere Achtung der kulturellen 
Rechte und der kulturellen Vielfalt zu erreichen; 

 10. betont außerdem, dass Toleranz und Achtung der Viel-
falt die allgemeine Förderung und den Schutz der Menschen-
rechte, einschließlich der Gleichstellung von Mann und Frau 
und des Genusses aller Menschenrechte durch alle Menschen, 
erleichtern, und hebt hervor, dass sich Toleranz und die Ach-
tung der kulturellen Vielfalt und die allgemeine Förderung und 
der Schutz der Menschenrechte gegenseitig stützen; 

 11. fordert alle auf internationaler Ebene tätigen Akteure 
nachdrücklich auf, eine internationale Ordnung zu errichten, 
die auf Inklusivität, Gerechtigkeit, Gleichberechtigung und 
Gleichstellung, Menschenwürde, gegenseitigem Verständnis 
sowie der Förderung und Achtung der kulturellen Vielfalt und 
der universalen Menschenrechte beruht, und alle Ausgren-
zungslehren zu verwerfen, die auf Rassismus, Rassendiskrimi-
nierung, Fremdenfeindlichkeit und damit zusammenhängender 
Intoleranz gründen; 

 12. fordert die Staaten nachdrücklich auf, sicherzustellen, 
dass ihr politisches System und ihre Rechtsordnung die multi-
kulturelle Vielfalt innerhalb ihrer Gesellschaften widerspiegeln, 
und gegebenenfalls ihre demokratischen Institutionen so zu 
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verbessern, dass sie partizipatorischer werden und die Margina-
lisierung, Ausgrenzung und Diskriminierung bestimmter Teile 
der Gesellschaft vermeiden; 

 13. fordert die Staaten, die internationalen Organisationen 
und die Organisationen der Vereinten Nationen auf und bittet 
die Zivilgesellschaft, namentlich die nichtstaatlichen Organisa-
tionen, die kulturelle Vielfalt anzuerkennen und ihre Achtung 
zu fördern, um so die Ziele des Friedens, der Entwicklung und 
der allgemein akzeptierten Menschenrechte zu fördern; 

 14. ersucht den Generalsekretär, im Lichte dieser Resolu-
tion einen Bericht über Menschenrechte und kulturelle Vielfalt 
zu erstellen, der die Auffassungen der Mitgliedstaaten, der zu-
ständigen Organisationen der Vereinten Nationen und der 
nichtstaatlichen Organisationen sowie die in dieser Resolution 
enthaltenen Erwägungen im Hinblick auf die Anerkennung und 
die Bedeutung der kulturellen Vielfalt zwischen allen Völkern 
und Nationen der Welt berücksichtigt, und den Bericht der Ge-
neralversammlung auf ihrer achtundfünfzigsten Tagung vorzu-
legen; 

 15. beschließt, diese Frage auf ihrer achtundfünfzigsten 
Tagung unter dem Unterpunkt "Menschenrechtsfragen, ein-
schließlich anderer Ansätze zur besseren Gewährleistung der 
effektiven Ausübung der Menschenrechte und Grundfreiheiten" 
weiter zu behandeln. 

RESOLUTION 57/205 

Verabschiedet auf der 77. Plenarsitzung am 18. Dezember 2002, in einer aufge-
zeichneten Abstimmung mit 124 Stimmen bei 52 Gegenstimmen und 5 Enthaltun-
gen, auf Empfehlung des Ausschusses (A/57/556/Add.2 und Corr.1-3, Ziffer 127)358: 
 Dafür:  Afghanistan, Ägypten, Algerien, Angola, Antigua und Barbuda, Äquatori-
alguinea, Armenien, Aserbaidschan, Äthiopien, Bahamas, Bahrain, Bangladesch, 
Barbados, Belarus, Belize, Benin, Bhutan, Bolivien, Botsuana, Brasilien, Brunei 
Darussalam, Burkina Faso, Burundi, Chile, China, Costa Rica, Côte d'Ivoire, De-
mokratische Republik Kongo, Demokratische Volksrepublik Korea, Dominica, Do-
minikanische Republik, Dschibuti, Ecuador, El Salvador, Eritrea, Fidschi, Gabun, 
Gambia, Ghana, Grenada, Guinea, Guyana, Haiti, Honduras, Indien, Indonesien, 
Iran (Islamische Republik), Jamaika, Jemen, Jordanien, Kambodscha, Kamerun, 
Kap Verde, Kasachstan, Katar, Kenia, Kirgisistan, Komoren, Kongo, Kuba, Kuwait, 
Laotische Volksdemokratische Republik, Lesotho, Libanon, Libysch-Arabische 
Dschamahirija, Madagaskar, Malawi, Malaysia, Malediven, Mali, Marokko, Maure-
tanien, Mauritius, Mexiko, Mongolei, Mosambik, Myanmar, Namibia, Nauru, Nepal, 
Nicaragua, Nigeria, Oman, Pakistan, Panama, Papua-Neuguinea, Paraguay, Peru, 
Philippinen, Ruanda, Russische Föderation, Salomonen, Sambia, Samoa, São 
Tomé und Príncipe, Saudi-Arabien, Senegal, Sierra Leone, Simbabwe, Somalia, 
Sri Lanka, St. Kitts und Nevis, St. Lucia, St. Vincent und die Grenadinen, Südafri-
 
358 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde im Ausschuss 
eingebracht von: Afghanistan, Ägypten, Algerien, Angola, Aserbaidschan, 
Äthiopien, Bangladesch, Benin, Bhutan, Burkina Faso, Burundi, China, 
Demokratische Republik Kongo, Dschibuti, Eritrea, Gambia, Ghana, Guya-
na, Indonesien, Iran (Islamische Republik), Jordanien, Kamerun, Katar, Ke-
nia, Kongo, Kuba, Kuwait, Liberia, Libysch-Arabische Dschamahirija, Ma-
dagaskar, Malawi, Malaysia, Mali, Marokko, Mauretanien, Mauritius, Mo-
sambik, Myanmar, Namibia, Nigeria, Pakistan, Sambia, Saudi-Arabien, 
Sierra Leone, Simbabwe, Somalia, St. Lucia, Südafrika, Sudan, Suriname, 
Swasiland, Syrische Arabische Republik, Togo, Uganda, Vereinigte Repu-
blik Tansania und Vietnam. 

ka, Sudan, Suriname, Swasiland, Syrische Arabische Republik, Tadschikistan, 
Thailand, Togo, Tonga, Tschad, Tunesien, Turkmenistan, Tuvalu, Uganda, Uruguay, 
Vanuatu, Venezuela, Vereinigte Arabische Emirate, Vereinigte Republik Tansania, 
Vietnam. 
 Dagegen: Albanien, Andorra, Australien, Belgien, Bosnien und Herzegowina, 
Bulgarien, Dänemark, Deutschland, ehemalige jugoslawische Republik Mazedoni-
en, Estland, Finnland, Frankreich, Georgien, Griechenland, Irland, Island, Israel, 
Italien, Japan, Jugoslawien, Kanada, Kroatien, Lettland, Liechtenstein, Litauen, 
Luxemburg, Malta, Marshallinseln, Mikronesien (Föderierte Staaten von), Monaco, 
Neuseeland, Niederlande, Norwegen, Österreich, Palau, Polen, Portugal, Republik 
Korea, Republik Moldau, Rumänien, San Marino, Schweden, Schweiz, Slowakei, 
Slowenien, Spanien, Tschechische Republik, Ukraine, Ungarn, Vereinigtes König-
reich Großbritannien und Nordirland, Vereinigte Staaten von Amerika und Zypern. 
 Enthaltungen: Argentinien, Guatemala, Kolumbien, Singapur, Türkei. 

57/205. Die Globalisierung und ihre Auswirkungen auf 
den vollen Genuss aller Menschenrechte 

 Die Generalversammlung, 

 geleitet von den Zielen und Grundsätzen der Charta der 
Vereinten Nationen und insbesondere auf die Notwendigkeit 
hinweisend, eine internationale Zusammenarbeit bei der För-
derung und Festigung der Achtung vor den Menschenrechten 
und Grundfreiheiten für alle ohne Unterschied herbeizuführen, 

 unter Hinweis auf die Allgemeine Erklärung der Menschen-
rechte359 sowie die Erklärung und das Aktionsprogramm von 
Wien, die am 25. Juni 1993 von der Weltkonferenz über Men-
schenrechte verabschiedet wurden360, 

 sowie unter Hinweis auf den Internationalen Pakt über bür-
gerliche und politische Rechte361 und den Internationalen Pakt 
über wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte361, 

 ferner unter Hinweis auf die Erklärung über das Recht auf 
Entwicklung, die die Generalversammlung in ihrer Resolu-
tion 41/128 vom 4. Dezember 1986 verabschiedete, 

 unter Hinweis auf die Millenniums-Erklärung der Vereinten 
Nationen362 und die Ergebnisdokumente der dreiundzwanzig-
sten363 und der vierundzwanzigsten364 Sondertagung der Ge-
neralversammlung, die vom 5. bis 10. Juni 2000 in New York 
beziehungsweise vom 26. Juni bis 1. Juli 2000 in Genf stattfan-
den, 

 sowie unter Hinweis auf ihre Resolutionen 56/156 und 
56/165 vom 19. Dezember 2001, 

 ferner unter Hinweis auf die Resolution 2002/28 der Men-
schenrechtskommission vom 22. April 2002 über die Globali-

 
359 Resolution 217 A (III). 
360 A/CONF.157/24 (Teil I), Kap. III. 
361 Siehe Resolution 2200 A (XXI), Anlage. 
362 Siehe Resolution 55/2. 
363 Resolution S-23/2, Anlage und Resolution S-23/3, Anlage. 
364 Resolution S-24/2, Anlage. 




